
 
 

  
 
 

Dienstanweisung Nr. 2026-02 
 
Verfahren bei festgestellten Vermögensschäden 
 
Stand:   13.03.2026 
Gültig bis: auf Widerruf 
 
 

1. Allgemeines 

 
Der Beauftragte für Vermögensschäden (BfV) ist der Bereichsleiter Leistung. Die 
Stellvertretung übernimmt die Sachbearbeitung Qualitätssicherung. Der BfV sowie dessen 
Stellvertretung nehmen die Eintragungen in den Erfassungsbogen vor. 
 
Wer an der Entstehung eines Vermögensschadens beteiligt ist/war, darf in eigener Person 
keine Feststellung und Entscheidung treffen, außer es ist noch keine Vorprüfung gem. des 
Verfahrensablaufes nach Ziffer 2.2. erforderlich. Im Zweifel hat die zuständige Führungskraft 
einen Mitarbeitenden zu benennen. 
 
Die Vordrucke, die ab dem Aufklärungsverfahren bzw. für kommunale Mittel zu verwenden 
sind, sind am PC auszufüllen und dort digital zu signieren. Die Unterlagen sind zum Schluss 
per Mail (verschlüsselt) an den BfV, Cc an das Büro der Geschäftsführung zu senden. Die 
Unterlagen werden in der GF-Ablage elektronisch archiviert. 
 
 

2. Bundesmittel 

 
2.1. Grundlagen 
 
Für die Durchführung des Verfahrens bei festgestellten Vermögensschäden (VfV) sind die 
Regelungen in der Weisung 202507001 vom 04.07.2025 – Verfahren bei festgestellten 
Vermögensschäden (VfV) an Bundesmitteln in den gemeinsamen Einrichtungen in der 
jeweils gültigen Fassung verbindlich anzuwenden. 
 
Im Verfahren dürfen ausschließlich die in BK-Text zur Verfügung gestellten Unterlagen 
verwendet werden. Die jeweils zu nutzenden Vordrucke sind dem nachfolgenden Schaubild 
zu entnehmen. 
 
Die Dokumentation der Vorprüfung, ob ein Beschäftigter den Schaden möglicherweise 
verursacht hat, wird mit dem beigefügten Muster (Anlage 1) dokumentiert. 

 
 

2.2. Verfahrensablauf 
 
Der Verfahrensablauf richtet sich nach dem Schaubild in Anlage 2 

https://www.baintranet.de/011/004/012/007/Seiten/Weisung-202507001.aspx
https://www.baintranet.de/011/004/012/007/Seiten/Weisung-202507001.aspx


3. Kommunale Mittel 

 
3.1. Allgemeines 
 
Die Betragsgrenze zur Anmeldung eines Vermögensschadens beträgt 3.000 €. Ab dieser 
Schadenshöhe greift die Eigenschadenversicherung des Landratsamtes.  
 
Das Landratsamt behält sich vor, auch bei Vermögensschäden unterhalb dieser 
Betragsgrenze zu prüfen, ob der betreffende Mitarbeiter ggf. in Regress genommen werden 
muss.  
 
Sämtliche Vermögensschäden, die kommunale Mittel betreffen, sind dem Landratsamt 
mitzuteilen, unabhängig von der Höhe des Schadens. 
 
 
3.2. Verfahrenslauf 
 

Wird ein Vermögensschaden festgestellt, ist dieser unter Verwendung der Anlage 3 über den 
Bereichsleiter Leistung und Dez. 4 an die Stabstelle Innere Verwaltung des Landratsamtes 
zu melden.  
 
Beträgt der Vermögensschaden 3.000 € oder mehr, ist zusätzlich eine Meldung an die 
Kämmerei vorzunehmen.  

 
 
4. Vermögensschäden durch Mitarbeiter eines „anderen“ Dienstherren 

 
Die Verfahren werden zunächst unabhängig von der rechtlichen Zuordnung des Mitarbeiters 
(Landratsamt oder Bundesagentur für Arbeit) durchgeführt.  
 
Maßgeblich sind die jeweils für die betroffenen Mittel geltenden Verfahrensregelungen. 
 
Liegt eine Erstattungspflicht oder der Verdacht einer strafbaren Handlung vor, wird das 
weitere Vorgehen mit dem jeweiligen Dienstherrn abgestimmt. 

 
 
5. Sprachliche Regelung 

 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der 
Sprachformen männlich, weiblich und divers (m/w/d) verzichtet.  
 
Alle Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen für alle Geschlechter. 

 
 
6. Verfügung 

 
 

Diese Weisung tritt ab dem 01.04.2026 in Kraft. Gleichzeitig werden alle anderslautenden 
Regelungen in diesem Bereich aufgehoben. 
 
1. Inkraftsetzung durch GF 
 
2. Verteiler per E-Mail  
 



3. Besprechung im Rahmen der jährlichen Sicherheitsunterweisung am 18.3.26 sowie in den 
Bereichs-DBs 
 
4. Ablage in der JC-Ablage-2020 und Veröffentlichung auf der Homepage 
 
5. z.d.A. 
 
Heilbronn, den 18.03.2026 
 
Geschäftsführer Jobcenter Landkreis Heilbronn 
(Krebs GF) 
 

 


